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menhang zur Konvention über die Verhütung, Verfolgung 
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich ge­
schützte Personen einschließlich Diplomaten von 1973.1'* Diese 
Konvention ist darauf gerichtet, im internationalen Maß­
stab Angriffen auf das Leben, die Gesundheit, Freiheit und 
auf bestimmte Sachwerte wirksam vorzubeugen und mit 
entsprechenden innerstaatlichen strafrechtlichen Maßnahmen 
zu ahnden. Die Konvention geht in ihrer Präambel davon 
aus, „daß Straftaten gegen Diplomaten und andere völker­
rechtlich geschützte Personen, die deren Sicherheit gefährden, 
die Aufrechterhaltung normaler, für die Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten notwendiger internationaler Beziehun­
gen ernstlich bedrohen“. Jeder Teilnehmerstaat der Konven­
tion ist daher verpflichtet, vorsätzliche Tötungen, Entfüh­
rungen oder sonstige Angriffe auf die Person oder Freiheit 
einer solchen Person, gewaltsame Angriffe auf ihre Dienst- 
raume, die Privatwohnung oder deren Beförderungsmittel, 
die ihre Person oder Freiheit gefährden, unter Strafe zu 
stellen.

Der bisher bereits im StGB enthaltene Tatbestand der 
Gefährdung der internationalen Beziehungen (§ 109 StGB) 
entspricht der genannten Konvention und dient dem Schutz 
der internationalen Beziehungen der DDR zu allen anderen 
Staaten und Völkern vor Störungen durch Angriffe auf deren 
Angehörige. Mit dem speziellen strafrechtlichen Schutz „aller 
Angehörigen eines anderen Staates oder Volkes“ geht § 109 
StGB über den eigentlichen personellen Schutzbereich der 
genannten Konvention hinaus. Auch die Begehungsweisen 
„Gewaltanwendung“ und „Bedrohung mit Gewalt“ erfassen 
eine große Breite möglicher Angriffe gegen die Person bzw. 
gegen Diensträume.* § 14 15 Auf Grund der spezifischen Ausgestal­
tung der subjektiven Anforderungen dieses Tatbestands (vor­
sätzliches Handeln mit staatsfeindlicher Zielstellung) ist er 
den Verbrechen gegen die DDR zugeordnet. Angriffe gegen 
Diplomaten ohne die spezielle Zielstellung der Störung der 
Beziehungen der DDR zu anderen Staaten oder Völkern 
waren bisher nach den allgemeinen Strafbestimmungen zum 
Schutze des Lebens, der Gesundheit und des Eigentums zu 
verfolgen. Der neue § 221 а StGB enthält nunmehr die erwei­
terte und spezielle Rechtsgrundlage für die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit von Tätern, die derartige Angriffe auf 
völkerrechtlich geschützte Personen begehen.

Zu dem nach § 221 а StGB besonders geschützten Personen­
kreis gehören
— das Staatsoberhaupt, der Regierungschef oder der Außen­

minister eines fremden Staates, wenn sie sich außerhalb 
ihres Staates aufhalten, sowie die sie begleitenden Fami­
lienmitglieder,

— jeder Vertreter oder jede Amtsperson eines Staates oder 
jeder Beamte oder sonstige Beauftragte einer zwischen­
staatlichen Organisation sowie die mit ihnen im gemein­
samen Haushalt lebenden Familienmitglieder.
Dem strafrechtlichen Schutz dieser Personen (einschließ­

lich der Diensträume, Privatwohnungen und Beförderungs­
mittel) vor Gewaltanwendung oder Bedrohung mit Gewalt 
entspricht auch die Erweiterung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit auf alle Fälle des Versuchs und bei der Entfüh­
rung einer völkerrechtlich geschützten Person auch auf die 
Vorbereitung solcher Straftaten (§ 221 а Abs. 3 StGB).

Neue Strafbestimmung gegen Folter

Die Ergänzung des Art. 4 StGB und die Neueinfügung des
§ 91 а StGB (Folter) sind die innerstaatliche Realisierung von 
Verpflichtungen, die sich aus der Konvention gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Bestrafung von 198416 ergeben. Sie beruhen 
auf den in Art. 19 Abs. 2 und 3 der Verfassung und in Art. 4 
StGB verankerten Verfassungsgeboten und grundsätzlichen 
Rechtsprinzipien. Das Recht auf Leben, auf körperliche 
Unversehrtheit und Gesundheit sowie der Schutz der persön­
lichen Freiheit, Achtung der Würde und der Ehre der 
Persönlichkeit des Menschen und seiner Rechte sind grund­
legende Prinzipien für die Tätigkeit der staatlichen und 
gesellschaftlichen Organe, insbesondere der Strafrechtspflege 
in allen Abschnitten der Verfahren. Nach diesen Grund­

sätzen sind alle zur Feststellung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit erforderlichen Tatsachen in der gesetzlich vorge­
schriebenen Form zu beweisen. Beweismittel, die nicht auf 
diese Weise erlangt wurden, haben keine Beweiskraft (§ 23 
StPO).17 Handlungen eines Richters, Staatsanwalts oder Mit­
arbeiters eines Untersuchungsorgans in einem Strafverfahren, 
die darauf gerichtet sind, Geständnisse oder Aussagen zu er­
pressen, können schon jetzt nach § 243 StGB verfolgt werden.

In der sozialistischen Gesellschaft, in der die gesellschaft­
lichen Grundlagen für die allseitige Verwirklichung der 
Menschenrechte gegeben sind, bestehen alle Voraussetzungen, 
um den Schutz der Würde, der Freiheit und der Rechte des 
Menschen auch unter den besonderen Bedingungen der 
Strafverfolgung und der Realisierung strafrechtlicher Verant­
wortlichkeit zu gewährleisten. Einschränkungen der Persön­
lichkeit und der Freiheit der Bürger können nur insoweit 
vorgenommen werden, als dies gesetzlich zulässig und unum­
gänglich ist (Art. 30 Abs. 2 und 99 Abs. 4 Verf.; §123 StPO). 
Die Verfassung, das Strafgesetzbuch, die Strafprözeßordnung, 
das Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen 
Volkspolizei und das Strafvollzugsgesetz enthalten bereits 
grundlegende juristische Garantien dafür, daß die Achtung 
der Würde, der Freiheit und der Rechte jedes Menschen auch 
gegenüber dem Gesetzesverletzer unverbrüchliches Gebot für 
die Tätigkeit der Gerichte, der Staatsanwälte, der Mitarbeiter 
der Untersuchungsorgane, der Deutschen Volkspolizei und des 
Strafvollzugs ist.

In Art. 4 StGB wurde das V e r b o t  der Folter oder 
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be­
handlung oder Bestrafung ausdrücklich aufgenommen. Da die 
Folter eine Straftat gegen die Menschenrechte ist, wurde der 
Tatbestand des § 91 а StGB in das 1. Kapitel des StGB einge­
fügt. Er beruht auf der umfassenden Definition des Begriffs 
„Folter“ in Art.T der Konvention vom 10. Dezember 1984. Das 
Zufügen körperlicher oder psychischer Schmerzen oder Leiden 
ist bei der Folter mit dem Ziel verbunden, von der mißhan­
delten oder einer anderen Person eine Aussage oder ein 
Geständnis zu erlangen oder die Unterlassung einer Aussage 
zu erzwingen. Strafrechtlich erfaßt werden dabei alle Hand­
lungen dieser Art, die bei der Ausübung staatlicher Tätigkeit, 
also nicht nur bei der Strafverfolgung, begangen werden. 
Fahrlässig kann der Tatbestand nicht erfüllt werden.

Der Tatbestand der Nötigung zu einer Aussage (§ 243 
StGB) wird von § 91 а StGB nicht berührt; er trifft vor allem 
dann zu, wenn von dem in dieser Bestimmung erfaßten 
Personenkreis Zwangsmittel angewendet werden oder deren 
Anwendung veranlaßt wird, ohne daß es sich dabei um eine 
„schwere Mißhandlung“ im Sinne von Folter handelt.

Erweiterter Schutz gegen Menschenhandel

Die Konvention zur Unterdrückung des Menschenhandels und 
der Ausnutzung der Prostitution anderer von 195018 erfordert 
den Schutz a l l e r  Personen und nicht nur von Frauen und 
Mädchen. Dementsprechend ist § 132 Abs. 2 StGB dahin er­
gänzt worden, daß wegen einer Tat des Menschenhandels 
(Abs. 1) derjenige bestraft wird, der eine solche Handlung 
begeht, um einen Menschen zur Prostitution zu bringen. 
Menschenhandel nach § 132 Abs. 2 StGB ist auch dann 
gegeben, wenn die genannte Handlung mit dem Ziel begangen 
wird, ein Kind oder einen Jugendlichen mit dessen Einwilli­
gung ins Ausland zum Zwecke der Prostitution zu verbringen.
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